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Sehr geehrter Herr Bundesrat Jans 
 
Wir bedanken uns für die Gelegenheit zur Teilnahme an der Vernehmlassung zum indirek-
ten Gegenvorschlag (Bundesgesetz über die nachhaltige Unternehmensführung) zur Volks-
initiative «Für verantwortungsvolle Grossunternehmen – zum Schutz von Mensch und Um-
welt». Die Anliegen der Initiative und ihres Gegenvorschlags betreffen grundlegende Fragen 
der Anerkennung und Durchsetzung der Menschenrechte und von Umweltstandards. Die 
Allgemeine Erklärung der Menschenrechte von 1948 spricht von einer einzigen Mensch-
heitsfamilie und verweist damit auch auf ein Grundverständnis der Menschheit, wie es in der 
jüdisch-christlichen Schöpfungsgeschichte zum Ausdruck kommt. Die Evangelisch-refor-
mierte Kirche Schweiz EKS beschäftigt sich mit Fragen der Gerechtigkeit und Nachhaltigkeit 
in der Wirtschaft, weil diese eng mit ihrem Auftrag verbunden sind, für die Menschenwürde, 
die Bewahrung der Schöpfung und das Gemeinwohl einzutreten. 
 
Der Rat EKS bedankt sich für Ihre Kenntnisnahme und für die wohlwollende Prüfung seiner 
Argumente. 
 
Für Rückfragen steht Ihnen David Zaugg, Beauftragter Public Affairs und Migration, gerne 
zur Verfügung (david.zaugg@evref.ch, 031 370 25 60).  
 
 
Mit freundlichen Grüssen         

                                     
 
Rita Famos    Hella Hoppe 
Präsidentin    Geschäftsleiterin 
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1. Vorbemerkung 
 
Worauf es für die Kirchen in Fragen der Konzernverantwortung ankommt, hat die EKS mit 
der Schweizer Bischofskonferenz SBK unter anderem in einer gemeinsamen Stellungnahme 
am 8. Oktober 2020 zur ersten Konzernverantwortungsinitiative (KVI) zum Ausdruck ge-
bracht:  
 
«Die KVI hat besonders Menschenrechtsverletzungen im Blick, von denen vor allem die 
ärmsten und wehrlosesten Menschen betroffen sind. Dahinter steckt die alte Frage, auf wel-
che Gerechtigkeit Menschen setzen können, die über keine Macht und Möglichkeiten ver fü-
gen, diese einzuklagen oder zu erkämpfen. Bereits 1967 formulierte der Ökumenische Rat 
der Kirchen einen Grundsatz, der in einer globalisierten Welt von heute nichts von seiner 
Dringlichkeit verloren hat: ‹Wer im Leben wenig hat, soll mehr im Recht haben.›»1 Dazu 
kann sowohl die neuerliche Volksinitiative als auch ein effektiver Gegenvorschlag einen Bei-
trag leisten.  
 
Aus Sicht der EKS erhält die Thematik ihre besondere Berechtigung vor dem Hintergrund, 
dass die meisten Opfer von Menschenrechtsverletzungen weder über das Wissen noch die 
Kompetenzen und/oder Ressourcen verfügen, um sich dagegen zur Wehr setzen. Umso 
wichtiger ist das verbindliche Engagement zum Menschenrechtsschutz international tätiger 
Unternehmen mit Sitz in der Schweiz gerade dort, wo prekäre politische und rechtliche Ver-
hältnisse diesen nicht garantieren wollen oder können. Unternehmensverantwortung kann 
und soll indes nicht an die Stelle rechtstaatlicher Verantwortung treten oder diese ersetzen. 
Es ist nicht Aufgabe der Wirtschaftsakteure, den Mangel rechtstaatlicher Institutionen zu 
kompensieren. Grossunternehmen sind nicht der Staat und dürfen nicht an seine Stelle tre-
ten. «Aber sie tragen Verantwortung für eine Unternehmenskultur, die den Betroffenen die 
Persönlichkeits- und Schutzrechte garantiert, die ihnen ihr Staat unter Umständen verwei-
gert»2. 
 
Die Forderung, dass Unternehmen auch im Ausland den Menschrechten verpflichtet sind, 
ergibt sich ipso facto durch die Ratifizierung der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte 
vom 10. Dezember 1948. Die UNO-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte von 
2011 sowie die OECD-Leitsätze für multinationale Unternehmen von 2023 bilden Konkreti-
sierungen zu den grundlegenden Menschenrechten. In diesem Sinn geht es auch bei der 
aktuellen Volksinitiative und ihrem Gegenvorschlag darum, die allgemeinen Menschen-
rechtsstandards für den spezifischen Bereich von Grossunternehmen im Kontext globalisier-
ter Wirtschaftsbeziehungen zu operationalisieren.  
 

2. Stellungnahme zur Vernehmlassungsvorlage 
 
Der Bundesrat hat im Abstimmungskampf zur Konzernverantwortungsinitiative 2020 betont, 
die Schweiz müsse beim Thema Konzernverantwortung international abgestimmt vorgehen. 
Dieses Versprechen war ein zentrales Argument gegen die damalige Initiative3. Seither hat 

 
1 Wirtschaft braucht Menschenrechte. Grundsätzliche Überlegungen der römisch-katholischen und der 
Evangelisch-reformierten Kirchen der Schweiz zur Konzernverantwortungsinitiative, 8. Oktober 2020, S.1. 
Abrufbar unter: https://www.evref.ch/wp-content/uploads/2020/10/2020-10-08-konzernverantwortungsiniti-
ative-d.pdf  
2 Ebd. S.2. 
3 Vgl. https://www.nzz.ch/wirtschaft/keller-sutter-will-strengere-regeln-zur-konzernverantwortung-
ld.1711016  

https://www.evref.ch/wp-content/uploads/2020/10/2020-10-08-konzernverantwortungsinitiative-d.pdf
https://www.evref.ch/wp-content/uploads/2020/10/2020-10-08-konzernverantwortungsinitiative-d.pdf
https://www.nzz.ch/wirtschaft/keller-sutter-will-strengere-regeln-zur-konzernverantwortung-ld.1711016
https://www.nzz.ch/wirtschaft/keller-sutter-will-strengere-regeln-zur-konzernverantwortung-ld.1711016
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sich der für hiesige Unternehmen besonders wichtige europäische Rechtsrahmen zur nach-
haltigen Unternehmensführung signifikant weiterentwickelt4. Mit dem Vorentwurf des Bun-
desgesetzes über die nachhaltige Unternehmensführung (VE-NUFG) – eine neues Spezial-
gesetz zur Bündelung aller relevanten Bestimmungen – hat der Bundesrat einen indirekten 
Gegenvorschlag zur Volksinitiative vorgelegt, der sich «an internationalen Standards sowie 
am weiterentwickelten EU-Recht unter Berücksichtigung der neusten Anpassungen auf-
grund der Omnibus-Richtlinie»5 orientiert. 
 
Dazu nachfolgende Erwägungen: 
 

- Die EKS begrüsst, dass auch im indirekten Gegenvorschlag durch den Bundesrat 
das Ziel verfolgt wird, verantwortungsvolle Unternehmensführung zu stärken und den 
Schutz von Menschenrechten sowie Umweltbelangen entlang globaler Wertschöp-
fungsketten zu verbessern. Sie erachtet es als sinnvoll und richtig, dass die Schweiz 
ihren Rechtsrahmen unter Berücksichtigung international anerkannter Standards so-
wie der regulatorischen Entwicklungen ihrer wichtigsten Handelspartner orientiert. 
Ein kohärenter und international anschlussfähiger Ansatz trägt zur Rechtssicherheit 
für betroffene Unternehmen bei und reduziert das Risiko regulatorischer Doppelspu-
rigkeiten.  

- Der vorgesehene Geltungsbereich für die Sorgfaltspflichten nach Art. 4 VE-NUFG 
umfasst gemäss Schätzung des Bundesrats nur rund 30 Unternehmen. Nach Auffas-
sung der EKS sollten indes auch Branchen mit besonders hohen Risiken, insbeson-
dere der Rohstoffsektor, der auch vom Bundesrat als Hochrisikobranche anerkannt 
wird6, erfasst werden. Eine entsprechende Erweiterung des Geltungsbereichs wäre 
es aus Sicht der EKS angezeigt.   

- Eine explizite Haftung bei Nichteinhaltung der Sorgfaltspflichten schafft Klarheit dar-
über, dass unternehmerische Unsorgfalt bei Schädigung, Widerrechtlichkeit und Kau-
salität eine Haftpflicht zur Folge hat. Eine solche Haftungsregelung ist aus Sicht der 
EKS zu begrüssen. Diese sollte Rechtssicherheit bei Verstössen gegen die Sorgfalts-
pflicht schaffen, einen angemessenen Rechtsschutz bieten und in ihrer Ausgestal-
tung mögliche standort-relevante Nachteile für betroffene Unternehmen vermeiden 
werden.  

 
Neue Pflichten und Rechtsansprüche müssen sich stets an ihrer effektiven Wirkungsentfal-
tung hinsichtlich der ihnen zu Grunde liegenden Zielsetzung messen lassen. Entscheidend 
ist, dass der rechtliche Rahmen so ausgestaltet wird, dass die entsprechenden Regelungen 
in ihrer Umsetzung nicht primär zu zusätzliche formale Berichtspflichten führen, sondern ef-
fizient anwendbar sind und wirksam zur Verbesserung von Umwelt- und Menschenrechts-
standards beitragen. 
 

 

Vom Rat EKS genehmigt am 1. Juli 2026  

 
4 Vgl. Erläuternder Bericht VE-NUFG, S. 2 f. 
5 Vgl. Ebd., S. 3. 
6 Grundlagenbericht Rohstoffe, 2013, S. 5. 

https://cms.news.admin.ch/dam/de/der-schweizerische-bundesrat/v3F4Izkkwq5F/vn-ber-d.pdf
https://cms.news.admin.ch/dam/de/der-schweizerische-bundesrat/v3F4Izkkwq5F/vn-ber-d.pdf
https://www.sif.admin.ch/dam/de/sd-web/XM1ah3ohtpJk/grundlagenbericht-rohstoffe-de.pdf

